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Änderungsantrag zu V­18

Von Zeile 38 bis 39 einfügen:
Machtwirtschaft. Und sie thematisiert unsere internationale Verantwortung bei der ökologischen
Transformation. Frieden und Gerechtigkeit in der Welt ermöglichen heißt, auf schädliche Politiken zu
verzichten und eine stärkere Europäisierung der Außen-, Entwicklungs-, Friedens- und Sicherheits - politik
anzustreben. Es heißt auch, internationale Institutionen zu stärken, gerade dann, wenn andere sie
schwächen wollen. Kein Land ist allein in der Lage, den internationalen Herausforderungen erfolgreich zu
begegnen. Es heißt, endlich eine restriktive Rüstungsexportpolitik zu betreiben und durch eine gerechte
Gestaltung der Globalisierung Staaten in der Entwicklung Wohlstand zu ermöglichen. Die EU muss
verstärkt auf Diplomatie und zivile Krisenprävention,Abrüstung und Multilateralismus setzen - nur so kann
sie den Weltfrieden fördern.

Begründung

Ähnlich wie Ergänzung 5. Ziel. Die internationele Dimension der EU ist nicht zu unterschätzen und bedarf
u. M. n. einer expliziten Erwähnung. Auch jenseits der Klima- und Ökologiefragen
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